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ijelmut Kohl vor dem Bundesvorstand: 

# re Festigkeit führte zum 
Dialog der Supermächte 
u r CDU-Bundesvorstand befaßte sich am 
v°ntag, 25. November 1985 in Bonn mit dem 
'reff* unc* ^en Ergebnissen des Genfer Gipfel- 
Unri     s zw'scnen US-Präsident Ronald Reagan 
Chem Genera,sekretär der KPdSU, Michail 
ta f atschow. Dabei kam der Vorstand einmütig 
(j„R

0'gendem Ergebnis: Es ist ein gutes Zeichen, 
Sj. 

es zu einer gemeinsamen Erklärung des Prä- 
'st e{lte.n und des Generalsekretärs gekommen 
tigJn ihr sind — und das ist vielleicht das wich- 
Ujj  e — als Resultat des Gipfels weitere Begeg- 
einh^en zw'scnen Reagan und Gorbatschow ver- )a»"t worden. 

djes
krete Schritte hin zur Abrüstung konnten von 

gern^ Gipfel noch nicht erwartet werden. In der 
niü,.einsamen Erklärung ist aber ein großes Ziel for- 
k|ea

ert worden: Beide Supermächte wollen ihre Nu- 
den r^a^enarsenale um 50 Prozent verringern. Von 
2\vejpäcr|sten Treffen der beiden Politiker wird un- 

e'haft ein starker Druck ausgehen, dieses ange- 
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Kommission erarbeitet Wahlprogramm 
^er CDU-Bundesvorstand hat eine Kommission eingesetzt, die den Entwurf des 

^nlprogramms für die Bundestagswahl im Januar 1987 erarbeiten soll. Auf Vor- 
n'ag von Bundeskanzler Helmut Kohl wurde Heiner Geißler zum Vorsitzenden 
r Kommission bestimmt. Weitere Mitglieder der Kommission sind Alfred Dreg- 

j*r» Ernst Albrecht, Lothar Späth, Norbert Blüm und Gerhard Stoltenberg. Die 
Emission wird ihre Arbeit noch in diesem Jahr aufnehmen. 



Seite 2 •  UiD 37 Bundesvorstand 

(Fortsetzung von Seite 1) 

strebte Ziel einer Verringerung der nukle- 
aren Waffen um die Hälfte zu erreichen. 
Die Sozialdemokraten und die sogenann- 
te Friedensbewegung haben vor zwei Jah- 
ren Kriegsangst geschürt und eine Eiszeit 
im Ost-West-Verhältnis prophezeit, falls 
die Bundesregierung den NATO-Doppel- 
beschluß und die Nachrüstung verwirkli- 
che. Zu einer solchen Eiszeit ist es nicht 
gekommen. Die Lehre aus der Nachrü- 
stung ist eindeutig: 

Nur wer fest bleibt und sich nicht propa- 
gandistisch einschüchtern läßt, kann Si- 
cherheit und Frieden garantieren. Die fal- 
schen Propheten der Friedensbewegung 
sind durch Genf eindeutig widerlegt wor- 
den. Die Festigkeit des Westens hat nun 
auch den Weg für einen Dialog der Super- 
mächte und eine neue Initiative zur atoma- 
ren Abrüstung geebnet. 

Es darf in Zukunft aber nicht bei der Ab- 
rüstung der Waffen bleiben. Zu Recht hat 
der amerikanische Präsident das Thema 
Menschenrechte auf die Tagesordnung in 
Genf gesetzt. Um zu einem stabilen und 
gerechten Frieden in der Welt zu kom- 
men, brauchen wir eine zweite Form der 
Abrüstung. Über die Abrüstung der Waf- 
fen hinaus, die das Ziel hat, eine kriegeri- 
sche Katastrophe in der Zukunft zu ver- 
hindern, brauchen wir eine Abrüstung 
von Folter, von Menschenrechtsverlet- 
zungen, von Unterdrückung und Gewalt. 
Die Nachfolgetreffen von Genf müssen 
Fortschritte bringen auch für diese zweite 
Form der Abrüstung. 
Die Weltöffentlichkeit muß im Hinblick 
auf Menschenrechtsverletzungen wach 
bleiben, unabhängig davon, wo sie ge- 
schehen. Die Vereinten Nationen haben 
einen Bericht vorgelegt, in dem es heißt, 
Menschenrechtsverletzungen, darunter 
auch willkürliche Massenmorde an der 
Zivilbevölkerung, breiteten sich in Afgha- 
nistan immer mehr aus. In dem Bericht 
heißt es weiter, die kommunistische Re- 

Aufgespießt 
Am vergangenen Montag (25. 11. 
1985) waren es genau zwei Jahre, daß 
die Schlußabstimmung über die Sta- 
tionierung der Mittelstreckenwaffen 
im Deutschen Bundestag nach einer 
zweitägigen Redeschlacht stattfand. 
[Und da stand Willy Brandt und sagte- 
Wenn Sie jetzt stationieren, dann wi«^ 

feine neue Eiszeit hereinbrechen. 
Unser ruhiger, solider, aber schwieri- 
ger Weg hat sich als der richtige Weg 
erwiesen. Das müssen wir draußen 
deutlich sagen, damit es jeder im La11' 
de auch wirklich hört und begreift- 
Helmut Kohl auf dem Deutschlandtag 
der Jungen Union in Osnabrück 

gierung Afghanistans führe mit Hilfe 

„ausländischer Truppen" einen zuneh- 
mend brutaler werdenden Krieg und     , 
bringe ganze Gruppen von Personen u j 
Stämmen in Gefahr. Der Abwurf von ly 
niaturbomben, die als Spielzeug getan1 

sind, ist dabei eine besonders grausam 
Form der Kriegführung, da sie sich ge' 
zielt gegen Kinder richtet. Der Bericht 
nennt weiter die Anwesenheit von aus 
dischen Truppen als „einen der Haup1' 
gründe für die gegenwärtige Lage der 
Menschenrechte in dem Land". Wo 
bleibt hier der Aufschrei der Weltöffe*1 

lichkeit? ,- 
Die Abrüstung der atomaren Waffen a 

beiden Seiten gehört zu den wichtigste 

Zielen der Menschheit. Ebenso wicht'2. 
ist aber die Abrüstung von Folter, LJn 
drückung und Menschenrechtsverlet2 

gen. 
Der CDU-Vorstand beauftragte Gene'* 
sekretär Heiner Geißler, für die SiWünfIlCn 
des CDU-Bundesausschusses, des «I*   fl 
Parteitages", am 9. 12. 1985 in Bonn <> 
Entwurf einer Resolution zum Thema 
Menschenrechte vorzulegen. 
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Auf dem Weg zu mehr Beschäftigung 
Jtter diesem Titel hat der Sachver- 
and igen rat zur Begutachtung der ge- 

J^twirtschaftlichen Entwicklung am 
3. November 1985 sein Jahresgutach- 

^1985/86 vorgelegt. Die fünf Wai- 
. " prognostizieren einen anhaltenden 
"fschwung, der sich verstärkt fort- 

, lzt und sich auch deutlich positiv auf 
^•ü Arbeitsmarkt auswirkt. „In der 
Undesrepublik Deutschland sind die 

x,u'triebskräfte stärker geworden. Di y^'ueosKraite starker geworden, uie 
Aussetzungen für mehr Beschäl ti- 

J. ^8 und mehr Wachstum sind besser 
s anderswo in Europa... Die Verfas- 
JJg, in der sich die deutsche Wirt- 

19»* befindet, läßt erwarten, daß 
. °6 wieder ein gutes, vielleicht ein 
^°ch besseres Jahr als 1985 wird. Der 
j, u,schwung wird fortdauern, und mit 

"   W'lrH    ainn    /nnaUmandn   Roe/»kÖf*l_ Wird eine zunehmende Beschäfti- 
8 einhergehen." 

Prognosen für 1986 im einzelnen: 

8un 

Di 

D'e Zahl der Beschäftigten wird 1986 
j,? 3°0000 zunehmen, nach rund 200000 
J^ahre 1985. 
real      Ausrüstungsinvestitionen werden 

um 9 Prozent steigen. 
vüt       verfügbaren Einkommen der pri- 
*emn Haushalte werden 1986 um 5 Pro- 
te   

ZUr|ehmen. „Nimmt man die anhal- 
s0, 

n'edrige Teuerungsrate mit ins Bild, 
\{.  n ^as emen Zuwachs an realer 
bjs,    raft, wie es ihn in den 80er Jahren 
I  er nicht annähernd gegeben hat." 
I 5   'e Verbraucherpreise werden mit 
l9^r°2ent Anstieg nahezu stabil bleiben. 
,   st'egen sie um 2 Prozent. 

'etirj     end kräftige Investitionen, aufho- 
deh,f-r Pr'vater Verbrauch sowie eine 
\ve-  1Cr,e Zunahme der Beschäftigung bei 
v ,^er|end stabilen Kosten und Preisen 

s wird das dominierende Muster im 

Konjunkturbild des Jahres 1986 sein... 
Werden unsere Annahmen und Einschät- 
zungen im ganzen bestätigt, dann kommt 
die deutsche Wirtschaft 1986 wieder ei- 
nen Schritt voran... Wichtiger als die 
zahlenmäßige Bilanz für das Prognose- 
jahr ist die Perspektive für die Zeit da- 
nach. Nach unserer Einschätzung sind in 
den Marktentwicklungen keine Verspan- 
nungen angelegt, die dem Aufschwung 
ein Ende setzen könnten. Damit rückt die 
Möglichkeit, daß die deutsche Wirtschaft 
über das Jahr 1986 hinaus auf Wachs- 
tumskurs bleibt und die Beschäftigung 
weiter steigt, in den Bereich des wahr- 
scheinlichen." 

Dazu schreibt die Presse: 
Mindestens bis zum Jahr 1987 wird der 
wirtschaftliche Aufschwung in der Bundes- 
republik anhalten. Die Prognose der Wirt- 
schafts-Sachverständigen ist Musik in den 
Ohren des Bundeskanzlers. 

General-Anzeiger, Bonn, 23. II. 1985 
• 

Dies ist die gute Nachricht. Vier Jahre hin- 
tereinander solides und stabiles Wachstum 
das hat es in der Nachkriegszeit kaum ge- 
geben. Vor allem nicht jene weiteren volks- 
wirtschaftlichen Kennzahlen, von denen 
andere Industrieländer nur träumen kön- 
nen. Hohe Auslastung der Produktionsan- 
lagen, glänzende Gewinne, 70 Milliarden 
DM Exportüberschuß, steigende Investi- 
tionslust, maßvolle Zinsen und eine Infla- 
tionsrate mit einer eins vor dem Komma. 

Neue Rhein-Zeitung, 23. 11. 1985 
• 

Bereits heute ist die Bundesrepublik Welt- 
meister in der Bekämpfung der Inflation 
und wirtschaftspolitischer Musterknabe 
Europas. 

Westdeutsche Allgemeine Zeitung, 23. 11. 1985 
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Die fünf Weisen haben gesprochen. Ihre 
Botschaft ist so froh wie seit vielen Jahren 
nicht mehr. Abendzeitung, 23. 11. 1985 

• 

Ein Gutachten wie bestellt. 
Süddeutsche Zeitung, 23. 11. 1985 

.* 
Die strenge Sparpolitik von Bundesfinanz- 
minister Gerhard Stoltenberg, die nicht 
nur die Staatsfinanzen sanieren, sondern 
auch den Kapitalmarkt entlasten sollte, 
trägt jetzt endlich ihre Früchte. 

Kölnische Rundschau, 23. II. 1985 
• 

Pessimisten, die wirtschaftliches Unheil ah- 
nen und nach neuen Rezepten rufen, wer- 
den durch dieses Gutachten nicht bestätigt. 
Nachdem schon die Bundesbank und die 
wissenschaftlichen Institute uns ein gutes 
Jahr 1986 voraussagten, haben die fünf 

Weisen des Sachverständigenrates nod1 

ne Schippe draufgelegt. 1986 wird, Htf"" 
ihre auf 500 Seiten zusammengetragen 
Zahlen und Analysen nicht täuschen, Se 

dezu ein Bilderbuchjahr. »o« 
Abendpost Nachtausgabe, 23. 1 '• 

Hilfe für die 
Bekämpfung von AIDS 
Mehr als 10 Millionen DM stehen im 
Bundeshaushalt 1986 für Maßnahme»1 

Zusammenhang von AIDS zur Verfü* 
gung. Gegenüber der Regierungsvort *> 
werden die Ansätze im Beratungsver    ( 

ren damit um rd. 6 Millionen DM eT*\ 
Darüber hinaus werden nicht quanti' 

itü 

zierbare Personal- und Sachmittel au 
dem laufenden Haushalt in Anspru 
nommen. 

chP 
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Helmut Kohl erinnert an die 
„Mietenlüge" der SPD 

er CDU-Bundesvorstand befaßte 
,ch auch mit der aktuellen wirt- 
chafts- und finanzpolitischen Lage. 

Jto Vorabend der Haushaltsdebatte 
es Deutschen Bundestages würdigte 
as CDU-Gremium die Konsolidie- 

.ungspolitik der Regierung Helmut 
°hl und von Finanzminister Gerhard 
l°ltenberg als „einer Politik der so- 
hlen und marktwirtschaftlichen Er- 

neuerung". 
as jüngste Gutachten des Sachverstän- 
genrates sei ein erneuter Beweis für die 
•chtigkeit der Wirtschafts- und Finanz- 
'itik der Bundesregierung und lasse 

j. n Schluß zu, daß der Aufschwung sich 
^etze und die Tendenz zur Schaffung 

1eü y   er Arbeitsplätze anhalte. Als positives 
dp     en der Gesamtentwicklung wertete 
-j,r Bundeskanzler beispielsweise auch die 

lsache, daß die Mieten in den letzten 

zwölf Monaten mit einer Steigerung von 
nur 1,8 Prozent nahezu stabil geblieben 
seien. Helmut Kohl erinnerte in diesem 
Zusammenhang an die „Mietenlüge" der 
SPD vor drei Jahren und meinte: „Der 
einzige Wohnungsbauskandal, den es in 
den letzten drei Jahren gegeben hat, ist der 
Skandal der Neuen Heimat." 

Der CDU-Vorstand befaßte sich darüber 
hinaus mit jüngsten Entwicklungen im 
Deutschen Gewerkschaftsbund. Mit aus- 
drücklichem Bedauern registrierte der 
CDU-Vorstand, daß es den gemäßigten 
Kräften der DGB-Führung nicht gelun- 
gen sei, die Jugendorganisation des DGB 
von Bündnissen mit Kommunisten und 
mit Gegnern der freiheitlichen Demokra- 
tie abzuhalten. Das Führungsgremium 
der CDU appellierte an den DGB, alles 
zu unternehmen, um den Charakter der 
Einheitsgewerkschaft nicht zu gefährden. 

*uUgelder gegen 
chvvarzarbeit steigen 

j^ter kräftig an 
gen Bußgelder gegen Schwarzarbeit stei- 
g " Leiter kräftig an: Wie aus Erhebun- 
h   der 42 Handwerkskammern in der 
^ ndesrepublik Deutschland hervorgeht, 
j^rug der Anstieg allein im ersten Halb- 
süß '^ 0/,°' 'nsgesamt wurden dabei 
l^Jgelder in Höhe von 3 704900 DM ver- 
§en!f ^a er^anrungsgernäß der überwie- 
se     Anteil der Bußgeldbescheide in 
tfü leiten Jahreshälfte verteilt wird, 
erst 

te die Gesamt-Bußgeldsumme 1985 
^(i- S 9 Millionen Mark übersteigen 
her 

s,ch der 10-Millionen-Grenze na- 
ge] • " 'rn vergangenen Jahr war die Buß- 
VUmme um 22'5 % auf 8,3 Millionen 

angestiegen. Für den Zentralverband 

L 

des Deutschen Handwerks (ZDH) be- 
weist der Bußgeldanstieg zwar ein weite- 
res schärferes Vorgehen der Bußgeldbe- 
hörden gegen Schwarzarbeiter; gleichzei- 
tig werde deutlich, daß die Schwarzarbeit 
nach wie vor die „blühendste Wachs- 
tumsbranche" in der Bundesrepublik 
bleibt. Das Handwerk schätzt, daß gut 
10% des Handwerksumsatzes und damit 
rund 40 Milliarden DM jährlich von 
Schwarzarbeitern umgesetzt werden. Na- 
hezu 1 Million Bußgelder wurden im Be- 
reich des Maurerhandwerks verhängt 
(937 739 DM), auf den Plätzen folgen das 
Dachdeckerhandwerk mit 504 129 DM 
und das Maler- und Lackiererhandwerk 
mit 296081 DM. Unverändert stark ist 
aber auch das Kfz-Handwerk betroffen: 
242 132 DM Bußgelder wurden in diesem 
Bereich verhängt. 



Zur Sache: 
Politik für den Bürger: 

7 Pluspunkte 
beim Wohngeld 
Ab 1. Januar 1986 gibt es mehr Wohngeld 
für 1.700.000 Haushalte. Das ist das wichtigste 
Ergebnis des verbesserten Wohngeld-Gesetzes. 
Und das hat dlt Regierung Heimat Kohl Im einteilten 
durchgesetzt: 

Pluspunkt 1: Mehr Wohngeld 
Die Obergrenze der berücksichtigungsfähigen 
Wohnkosten wird um durchschnittlich 20 Prozent 
erhöht. 

Pluspunkt 2: Mehr Berechtigte 
Um mehr als 20 Prozent werden die Einkommens- 
grenzen angehoben. So werden zusätzlich mehr als 
100.000 Bürger wohngeldberechtigt. 

Beispiel: Familie mit einem Kind. Monatseinkom- 
men (Alleinverdiener): 2238 DM. Miete: 570 DM. 
Wohngcld: 177 DM. 

Pluspunkt 3: Für Familien gilt zusätzlich 
Kinderreiche Familien werden durch Kinderfrei- 
beträge besonders berücksichtigt. 

Beispiel: Für eine fünfköpfige Familie kann das 
Wohngcld bis zu 795 Mark im Monat betragen. 

Pluspunkt 4: Gemeinsam leben - Jung und Alt 
Zur Förderung des Zusammenlebens mehrerer 

Generationen (Eltern, Kinder und Großeltern) wird 

ein Familienfreibetrag eingeführt. Das eröffnet eine 
sinnvolle und humane Alternative für ältere Fami- 
lienmitglieder, die nicht im Heim oder alleine leben 
wollen. 

Pluspunkt 5: Besondere Hilfe für Pentner 
Rentner mit hohen Mieten werden entlastet. 

Beispiel: Rentnerehepaar, zwei Renten zusammen 
1.520 DM. Miete 580 DM. Wohngeld 223 DM. 

Pluspunkt 6: Vorteile auch für Alleinstehend» 
Für Alleinstehende erhöht sich das Wohngeld um 
durchschnittlich 42 Mark. 

Pluspunkt 7: In Zukunft mehr Gerechtigkeit 
beim Wohngeld 
Die Wohngeldberechnung richtet sich künftig nactl 

dem örtlichen Mietniveau: Bisher galt nämlich die 
Annahme, daß in kleinen Gemeinden geringere 
Mieten zu zahlen wären als in großen. Das 
trifft jedoch auf Randgemeinden von Großstädte" 
nicht zu. 

Dies alles zeigt: 
Die Regierung Helmut Kohl schafft mit dieser Wohl' 
gcldnovclle mehr Gerechtigkeit. Das ist soziale 
Politik - erfolgreich und richtungsweisend. 

CDU 
sicher 
sozial 
undfrei 
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t)GB-Jugend paktiert mit Kommunisten 
^as sich für professionelle Beobach- 
*r der Entwicklung des Deutschen 
j^verkschaftsbundes und seiner 17 
^Uizelgewerkschaften seit geraumer 
j^e,t abzeichnete, ist nun auch für eine 
Dreite Öffentlichkeit deutlich sichtbar 
Se>vorden: Auf ihrem langen Marsch 
!""ch die Institutionen haben kommu- 
^tische Systemveränderer einen wei- 

sen wichtigen Etappensieg errungen. 
Ur die im Hinblick auf die junge Ge- 
lation wichtige Nachwuchsorganisa- 

J.?1» des DGB sind sie salon- und 
r
uidnisfähig geworden. Sie werden ih- 

.5 Chance konsequent nutzen und dort 
re Machtbasis kräftig erweitern und 

pr°Pagandistisch ausnutzen. 

'st für einen langjährigen demokrati- 
k^en Gewerkschafter und Anhänger der 

lnheitsgewerkschaft unfaßbar, daß heu- 
eine deutliche Mehrheit der Jugend- 

Aktionäre des DGB in orthodoxen 
p.°nimunisten nicht mehr Anhänger und 
(j°

rderer eines totalitären Systems sieht, 
v
s kontinuierlich die Menschenrechte 

te
r|etzt, daß heißt vor allem Minderhei- 

d 
n brutal unterdrückt und politisch An- 

^ Renkende gnadenlos verfolgt. In 
^^ologischer Verblendung sieht sie in ih- 
de  

nur willkommene Bündnispartner bei 
gje

r Verfolgung der langfristigen Strate- 
lj ' aus unserem Land eine andere, sozia- 
ju 

lsche Republik zu machen. Die DGB- 
I 8end verkommt so zum „nützlichen 
Wj L     ' (Lenin) im Rahmen einer Ent- 

»ckl 
ste|| 

Ung, an deren Ende nach den Vor- 
Ungen der Kommunisten das Gesell- 

i\,y 'tssystem des real existierenden So- 
$tel|Smus ostlicher Prägung stehen soll, 
ste|i Adolf Mul,er (Remscheid), MdB, 
C$U  rtretender Vorsitzender der CDU/ 
c. "°undestagsfraktion, fest. 
etj,estens jetzt müßten in den Führungs- 

8en des DGB und seiner Einzelge- 

werkschaften die Alarmglocken schrillen. 
Werden Erzfeinden unseres freiheitlich- 
demokratischen und sozialen Gemeinwe- 
sens die Hand zum Bündnis reicht, ge- 
fährdet zugleich die Existenz freiheitli- 
cher Gewerkschaften. Ernst Breit und die 
Vorsitzenden der Einzelgewerkschaften 
müssen zu diesem skandalösen Beschluß 
Stellung nehmen und in ihren Organisa- 
tionen ein Machtwort sprechen nach dem 
Motto: Wehret den Anfängen, ehe es zu 
spät ist! 

Dazu schreibt Horst Niggemeier in 
der Zeitung „Welt am Sonntag": 
„Eine Konferenzmehrheit lehnte es nach 
heftigen Diskussionen ab, einem Antrag 
der IG Chemie — der von der Jugend der 
Bauarbeiter, Bergleute und Eisenbahner 
unterstützt wurde — zu folgen. Darin 
heißt es zur sogenannten Bündnispolitik 
unter anderem: ,Ein Bündnis mit Organi- 
sationen, die in totalitären Gesellschafts- 
systemen oder undemokratischen Staats- 
formen das Ziel ihrer politischen Betäti- 
gung sehen, kommt nicht in Frage.' 
Die eigene Freiheit zu benutzen, um sich 
den Befürwortern einer unfreiheitlichen 
Ideologie als Bündnispartner an den Hals 
zu werfen, ist schon ein starkes Stück Po- 
lit-Masochismus." 

f IIIIIKIII1II11IIII11 fll I i JII111II111 f 11 f 111II || |: III1111 i 11IIII11II11111111 

Teure Folgekosten 
Die Hamburger CDU hat ausgerechnet, 
daß der Ausstieg der — von der Hanse- 
stadt kontrollierten — Hamburgischen 
Elektrizitäts-Werke aus dem Kernkraft- 
werk Brokdorf insgesamt 200 Millionen 
Mark Verlust erbracht hat, für den Ham- 
burgs Steuerzahler und Stromkunden auf- 
kommen müssen. Die Folge: „Strom ist 
in Norddeutschland — für die Haushalte 
— nirgendwo so teuer wie in Hamburg." 
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Kinder sterben durch Moskaus 
Spielzeugbomben 
Die Menschenrechte im von sowjeti- 
schen Truppen besetzten Afghanistan 
werden immer häufiger und immer 
schwerwiegender verletzt. Zu diesem 
Urteil ist ein Sonderberichterstatter 
der UNO-Menschenrechtskommission 
gekommen. 

In seinem Afghanistan-Bericht für die 
Vollversammlung der Vereinten Nationen 
wirft der Beauftragte, der österreichische 
Jurist und Parlamentarier Felix Ermaco- 
ra, den regierungstreuen und den sowjeti- 
schen Truppen — ohne sie beim Namen 
zu nennen — folgende Rechtsbrüche vor: 
Einsatz von Tretminen sowie Bomben, 
die als Spielzeug getarnt sind, unter- 
schiedslose Massentötungen von Zivil- 
personen, vor allem Frauen und Kinder, 
den zunehmenden Einsatz schwerer Waf- 
fen mit der größten zerstörerischen Wir- 
kung, die systematische Diskriminierung 
von Menschen, die nicht der herrschen- 
den Demokratischen Volkspartei angehö- 
ren, die Verweigerung des Kriegsgefange- 
nenstatus für Mitglieder der Oppositions- 
bewegungen. 

Als „die schrecklichste Art" aller geschil' 
derten Vorfälle werden die Explosions- 
folgen von Minen und SpielzeugbombeH 
bezeichnet. Die Sprengkörper, die in def 

Regel von Hubschraubern über angebh* 
ehe Rebellengebiete abgeworfen würden* 
sähen aus wie Mundharmonikas, Radios 

oder Federhalter. Ein Bombentyp sei als 
Vogel getarnt. Wenn man einen der Flü- 
gel bewege, werde der Zünder betätigt- 
Ermacora berichtet, ihm seien Fotos vd1 

Kindern zwischen acht und 15 Jahren 
vorgelegt worden, denen bei der Explo- 
sion solcher Sprengkörper die Hände 
oder die Beine abgerissen worden seien- 

lllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllll"1 

Vorfahrt für 
das abgasarme Auto 
Beim umweltfreundlichen Auto geht def 

Bund voran. Alle Dienstfahrzeuge der 
Bundesverwaltung, die nicht vor 1988 %ü 

Aussonderung anstehen, werden ab \9° 
mit typgeprüften Abgassystemen, die jf 
weils den höchsten Wirkungsgrad erre1" 
chen, ausgestattet. 

Sandinisten behinderten Hilfsaktion für Kolumbien 
Die Vulkan-Tragödie von Armero hat in 
Kolumbien, aber auch in der übrigen 
Welt eine Welle der Hilfsbereitschaft aus- 
gelöst. Aus 40 Ländern wurden 140 Ton- 
nen Medikamente, 225 Tonnen medizini- 
sche Geräte, 670 Tonnen Lebensmittel 
mit einem Wert von insgesamt 30 Millio- 
nen Dollar hereingeflogen. Über 300 Ex- 
perten aus dem Ausland helfen den Op- 
fern, darunter 110 amerikanische Solda- 
ten und 60 Feuerwehrleute aus dem unbe- 
liebten Venezuela. Die Geldspenden be- 
tragen inzwischen zehn Millionen Dollar. 

In den Zeitungen werden die Beiträge 

einzelnen Länder ausführlich aufgefü^ 
Der Tiempo vergaß freilich nicht, auf0 

ungewöhnlich schwache Reaktion im 
Ostblock hinzuweisen. Lediglich die S° 
wjetunion und die Tschechoslowakei n 

ben sich gerührt, so schreibt das Blatt; 
Die Kubaner hätten nur ein Solidarität, 
telegramm geschickt, und die Sandin|S 

hätten sogar den aus Beiice kommend 
englischen Hubschraubern das Üben1 

gen Nicaraguas verboten (aus „FAZ 
25. 11. 1985). 

tc'1 



Protest! 
Friedensnobelpreis 

für den Falschen 
Am 10. Dezember 1985 soll der sowjetische Arzt und 
Parteifunktionär Dr. Jewgeni Tschasow stellvertretend 
|^r die „Internationale Vereinigung der Ärzte zur Ver- 
änderung des Atomkrieges" den Friedensnobelpreis 
ln Empfang nehmen. 

{'leoen hat 41t Christlich Daraokratlsch« Union 
°«ntschlands Protest elnielefI. Wir hallen 
«J für unverantwortlich, daß Dr. Tschasow 
jjU'flerechnet am 10. Dezember, dem Tag der 
Menschenrechte, den Friedensnobelpreis 
•rhiu. 

Warum! 
j   Dr. Tschasow ist Mitglied des Obersten Sowjets, 
•• Mitglied des Zentralkomitees der KPdSU und 

J'el vertretender Gesundheitsminister der UdSSR. 
" dieser Eigenschaft ist er mitverantwortlich, daß 

, wJeiische Besatzungstruppen seit fünf Jahren einen 
luligcn Krieg gegen das afghanische Volk führen. 

2   Dr. Tschasow ist mitverantwortlich für Verlet- 
• zungen der Menschenrechte in der Sowjetunion. 

So hat er 1973 einen Aufruf gegen den Wissenschaftler 
und Bürgerrechtler Andrej Sacharow unterzeichnet 
und damit wesentlich zu der Verieumdungskampagne 
und zur Verfolgung dieses Friedensnobelpreisträgers 
beigetragen. 

Für die Christlich Demokratische Union Deutschlands 
ist die Vergabe des Friedensnobelpreises ein Ereignis 
von hohem politischen und moralischen Rang. Der 
Friedensnobelpreis wird nicht mehr viel wert sein, 
wenn ein Mitglied der sowjetischen Regierung densel- 
ben Preis ausgehändigt bekommt, den eben diese sow- 
jetische Regierung Sacharow anzunehmen verboten hat, 

Dr. Tschasow ist für die Menschenrechtsverletzungen 
in der Sowjetunion mitverantwortlich. Er kann deshalb 
auch nicht glaubwürdig für den Frieden zwischen den 
Völkern eintreten. Denn die Spannungen zwischen 
Ost und West sind nicht in erster Linie begründet in 
der Existenz von Waffen, sondern in der Unvereinbar- 
keit von Freiheit und Diktatur. 

Es gibt keinen wahren Frieden ohne die Achtung der Menschenrechte. 

«a.n>u,,.„,u,  5300 Bonn l   Nr. 4111 CDU 
: sicher 
sozial 
undfrei 
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Besorgnis in Bonn über die 
Terrormethoden der IG Metall 
Mit Besorgnis schauen Bonner Regie- 
rungsvertreter auf die zunehmende Ra- 
dikalisierung in den Reihen der Ge- 
werkschaften, vor allem der IG Me- 
tall. Diese Besorgnis gilt zugleich der 
nachlassenden Aufmerksamkeit der 
deutschen Medien. „Vom Wächteramt 
der deutschen Presse ist da nicht mehr 
viel zu spüren", bemerkte ein hoher 
Regierungsvertreter im Zusammen- 
hang mit der Tatsache, daß nahezu 
kommentarlos die sogenannte Mahn- 
wache von IG Metall-Vertretern vor 
dem Wohnhaus des CDU-Politikers 
Rudolf Seiters in Papenburg hinge- 
nommen wurde. 

IG Metall-Funktionäre waren mit Fak- 
keln vor dem Haus des Parlamentari- 
schen Geschäftsführers der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, der sich für die Än- 
derung des Paragraphen 116 AfG ausge- 
sprochen hat, aufgezogen und hatten auf 
diese Weise in einer gespenstischen Form 
von Sippenhaft Frau und Kinder von Sei- 
ters geängstigt. 

Seiters selbst sagte uns dazu: „Es ist be- 
schämend, daß Organisationen des DGB 
vor Methoden der Einschüchterung auch 
im Privatbereich von Politikern nicht zu- 
rückschrecken. 

Im Namen der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion rufe ich daher in aller Form den 
DGB-Vorsitzenden Breit auf, für Mäßi- 
gung in den eigenen Reihen zu sorgen. 
Wir leben in dem freiheitlichsten, fried- 
lichsten und demokratischsten Staat, den 
es jemals auf deutschem Boden gegeben 
hat. Meinungsverschiedenheiten müssen 
hart aber sachlich ausgetragen werden. 
Wer radikal redet, läuft Gefahr auch radi- 

kal handeln zu müssen. Nicht derjenige' 
der in der umstrittenen Frage der Neutra 
litätspflicht der Bundesanstalt für Arbeit 
Rechtssicherheit will, gefährdet den so- 
zialen Frieden, sondern diejenigen, die 
demokratisch gewählte und vom Volk m1 

der Regierung beauftragte Politiker un*e 

Druck setzen will und diffamiert." 

Der Bund ist Vorreiter mit 
Ausbildungsplätzen 
Der Bund ist Vorreiter bei der Bereitste'' 
lung von Ausbildungsplätzen. Dies gi'1 

für das Jahr 1985, noch mehr aber für &s 

Jahr 1986. Dafür haben die Haushaltsbe- 
ratungen gesorgt. 
Im laufenden Jahr werden in der Bunde 

Verwaltung — ohne Bundesbahn, Bun- 
despost und Beamtenanwärter — insge' 
samt 7 082 Jugendliche ausgebildet. Für 

das Jahr 1986 werden - ebenfalls ohne 
Bundesbahn, Bundespost und Beamte0' 
anwärter — sogar 8 279 Ausbildungsp13 

ze zur Verfügung gestellt (-I- 17%)- Pa. 
mit wurde die Zahl der Ausbildungsp'3 

ze seit der politischen Wende in Bonn 
mehr als verdoppelt. Diese Bilanz zeig ' 
daß die Koalition der Mitte nicht nurv( 

anderen, z. B. der Privatwirtschaft, f0l\ 
dert, sondern daß sie im eigenen Bere' 
mit gutem Beispiel vorangeht. 
Nicht zum Vergleich, aber zur ErinnC" 
Der DGB bildet in diesem Jahr erstm*1* 
junge Leute aus. Er hat sich damit in » 
Kreis der Ausbildenden eingereiht: M1. 
4 Ausbildungsplätzen. Herzlichen G'° 
wünsch! 



SPD UiD37 •  Seite 11 

So untergraben die Sozialdemokraten 
festliche Verhandlungserfolge... 

,e Gemeinsame Erklärung von SPD 
"u der Kommunistischen polnischen 

^beiterpartei (PVAP) ist ein erneuter 
Jpveis für die Neben- und Gegen-Au- 
, enpolitik und für die Unberechenbar- 
st der SPD in außen- und sicher- 
<NptsPolitischen Fragen. Nach dem 
"D/SED-Abkommen über eine che- 
'ewaffenfreie Zone ist dies das zwei- 

* «eispiel, mit dem sich die SPD trotz 
^ssiver Kritik gegen die Politik des 

U|>dnisses stellt. 

IJ1 der parteipolitischen Profilierung 
Will en verläßt die SPD nicht nur Bündnis- 
j Sltionen, sie untergräbt jetzt sogar die 

langen und mühsamen Verhandlungen 
eri'

e'ten westlichen Verhandlungserfolge, 
v
k'ärt Volker Rühe, Stellvertretender 

^[sitzender der CDU/CSU-Bundestags- 
a*tion. 

er Westen hatte erst kürzlich in Zusam- 
f 

eiarbeit mit den neutralen und block- 

all ̂
lerj Staaten erreicht, daß der Osten fast 

ch Se!ne Propaganda-Vorschläge, wie 
emie- und atomwaffenfreie Zonen, 

ennr 8enornrnen nat' damit jetzt 
^ I,ch über konkrete vertrauensbildende 

'^nahmen verhandelt werden kann. 

">  

f^
ehr Mine, 
r Arbeitslose Jugendliche 

Ct ^ittel für Bildungsbeihilfen für ar- 
l9g- 0se Jugendliche werden gegenüber 
li0    Urr> 35 Millionen DM auf 105 Mil- 
dje ^

n DM erhöht. Damit werden in 1986 
§en'?r°eitsmarktchancen arbeitsloser Ju- 
rUn 

l,cherbei der beruflichen Eingliede- 
g erheblich verstärkt. Darüber hinaus 

Nun bringt die SPD diese Propaganda- 
Vorschläge durch ihre Gemeinsame Er- 
klärung mit der regierenden Kommunisti- 
schen polnischen Arbeiterpartei PVAP 
wieder in die Diskussion und verschafft 
damit dem Osten einen Anlaß, sie bei 
passender Gelegenheit wieder gegen den 
Westen zu präsentieren. Und in der Frage 
des Gewaltverzichts übernimmt die SPD 
die Hauptforderung des Ostens nach ei- 
nem Gewaltverzichtsvertrag und stellt 
sich auch damit gegen die Position des 
Westens und der meisten neutralen und 
blockfreien Staaten. 

Wie schon beim SPD/SED-Abkommen 
stellt sich die SPD für diese Gemeinsame 
Erklärung mit der PVAP gegen die 
NATO, während die PVAP voll die Posi- 
tionen des Warschauer Pakts wahrt. 
Nach dem erfolgreichen Abschluß des 
Genfer Gipfeltreffens kommt es jetzt für 
alle und damit auch für die SPD darauf 
an, die positiven Impulse von Genf zu 
verstärken und sie nicht durch eine Ne- 
ben-Außenpolitik, die nur falsche Signale 
setzt und damit zu Fehleinschätzungen 
führt, zu unterlaufen. Deshalb ist diese 
Gemeinsame Erklärung geradezu kontra- 
produktiv. 

II! 111III III II1111II1111IIIII f IIIIIIII IIIIII11II11II If 11II III III111111111111111111111111111! 11111II11 Ill 111II1111 f 1111111111 [ 

jtteJ begrüßen es die Koalitionsfraktionen, 
daß im Haushalt der Bundesanstalt für 
Arbeit die Mittel für Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen so verstärkt werden, 
daß in 1986 im Jahresdurchschnitt 
100000 Teilnehmer berücksichtigt wer- 
den können. Seit 1982 wird somit die 
Zahl vornehmlich schwer vermittelbarer 
Arbeitsloser, die im Rahmen dieses Pro- 
grammes Arbeit finden, verdreifacht. 

•iiiiiiiiiiiiii mi>.i>i.i....i.m>i.>iimiiiii.M>ii> imiiiiiiiin MIMMMMM imiiiiiiiiiiiiiiiiniiiiiii 
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Offensive zum 
Schutz des 
ungeborenen Lebens 
Im Mittelpunkt des Deutschlandtages 
der Jungen Union vom 22. bis 24. No- 
vember in Osnabrück stand neben der 
Beratung von Leitanträgen zum 
Schutz des ungeborenen Lebens und 
zur Gentechnologie eine zweieinhalb- 
stündige Diskussion mit dem Partei- 
vorsitzenden Helmut Kohl. 

Zu Beginn des Deutschlandtages forderte 
der Bundesvorsitzende Christoph Bohr 
die Union auf, Zukunftsthemen wie Gen- 
technologie und künstliche Befruchtung 
nicht zu verdrängen, sondern offen und 
kontrovers zu diskutieren. Bohr setzte 
sich dafür ein, daß der Schutz des unge- 
borenen Lebens nicht hinter der Sorge 
um den deutschen Wald und um die Rob- 
benbabys zurückstehen darf. Bundes- 
kanzler Helmut Kohl stellte dazu unter 
starkem Beifall der 320 Delegierten un- 
mißverständlich klar: „Die Einstellung 
zum ungeborenen Leben ändert sich über 
die Gesinnung der Bürger, und nicht über 
Gesetze." 
Nach dem Beschluß des Deutschlandta- 
ges sollen alle Maßnahmen zum Schutz 
des ungeborenen Lebens der Verbesse- 
rung und Erweiterung der Konfliktbera- 
tung, einer erkennbaren finanziellen Ent- 
lastung derer, die Kinder aufziehen, so- 
wie der Verbesserung der wirtschaftli- 
chen Stellung und der beruflichen Per- 
spektiven berufstätiger Mütter dienen. 

Ausdrücklich begrüßt wurden in diesem 
Zusammenhang die Entscheidungen der 
Bundesregierung zum Erziehungsurlaub 
und zum Erziehungsgeld, zur Beschäfti- 
gungsgarantie, zur Anrechnung von Er- 
ziehungszeiten im Rentenrecht und zur 
steuerlichen Entlastung von Familien. 

Die Junge Union fordert, den § 218 b 
StGB dahingehend zu ändern, daß eine 
strikte zeitliche Trennung von Beratung' 
Indikationsfeststellung und Abtreibung 
im Gesetz festgeschrieben wird. Anträge 

auf Änderung der strafrechtlichen Be- 
stimmungen und zum Verzicht auf die P' 
nanzierung des Schwangerschaftsab- 
bruchs aufgrund sozialer Notlagenindik3 

tion durch die Krankenkasse fanden ke>' 
ne Mehrheit. 
Der Beschluß zur Gentechnologie fordef1 

das Verbot der Experimente an mensch'1' 
chen Embryos sowie an Samen- und Ei' 
zellen. Künstliche Befruchtung soll nur 
bei verheirateten Paaren vorgenommen 
werden dürfen. 
Mit großer Mehrheit wurde Christoph 
Bohr als Bundesvorsitzender wiederge- 
wählt. Zu Stellvertretern wurden Rolan 

Koch (LV Hessen) und Heinrich Wiede' 
mann (LV Bayern) gewählt. Als Schatz' 
meister wurde Albrecht Geier (LV Bade. 
Württemberg) wiedergewählt. 

Gespräche über SDI und 
Eureka 
Zum SDl-Projekt und zu „Eureka" nel>' 
men die CDU und die italienischen     . 
Christdemokraten eine gemeinsame n 
tung ein. Das ist das Ergebnis der ^e'.h. 
spräche, die eine Delegation von D^~* 
geordneten unter Leitung des stellyertr 

tenden Fraktionsvorsitzenden Mario 
Segni mit maßgeblichen CDU-Politike' 
in Bonn geführt hat. Unter anderem tf 

fen die italienischen Christdemokraten 
mit Bundesverteidigungsminister Man 

fred Wörner, dem stellvertretenden 
CDU/CSU Fraktionschef Volker Rü"6 

sowie mit dem Abgeordneten Markus 
Berger als Vorsitzenden des CDU-BU .^ 
desfachausschusses Verteidigungsp0   *. 
zusammen. Weitere Themen der GesP o, 
ehe waren die Zusammenarbeit inne rh*1' 

der NATO und Fragen der europäisC 

Verteidigungspolitik. 

h«" 
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% Prozent für Eberhard Diepgen - 
»Dienen nicht bedienen!" 
P'e Berliner CDU konnte auf ihrem 
'• Landesparteitag am 22723. No- 
etnber eine stolze Bilanz ziehen: die 
J^Iition mit den Liberalen war vom 
fahler bestätigt worden, die SPD ist 
y* einem Tiefpunkt der Wählergunst 
^gelangt und weiß nicht einmal, ob 
hatd'e Ta,son,e scnon durchschritten 
j*t. Eberhard Diepgen, Regierender 
^^germeister, wurde als Landesvor- 

!tzender mit fast 96 Prozent der Dele- 
|ertenstimmen wiedergewählt, und 
j ai»s Landowsky, sein Kandidat für 
^s Amt des Generalsekretärs, erhielt 

e"falls eine gleichhohe Mehrheit. 

j   nter Straßmeir, der nach vier Jahren 
lcr  .^

le nicht wieder für den Generalse- 
. etär kandidiert hatte, blieb dem Lan- 

Svorstand als stellvertretender Landes- 
sUzender mit einer satten Mehrheit er- 

MdD   e^enso w'e Peter Kittelmann, 
d   ß Lieselotte Berger als Vorsitzende 
aU .    n^esta8s_Pet't'onsausschusses 

^ctl liebevoll Notrufsäule der Nation ge- 
trie 

nt' Egon Härtung und Volker Hasse- 

ter    
arteitag stand im wesentlichen un- 

|jn dem Thema wie die CDU sich in Ber- 
v0r

duf 'hre Rolle als Regierungspartei — 
% Uss'cnthch für einen längeren Zeit- 

einrichtet. Eberhard Diepgen zi- erte 
^ahiil"11 Befriedigung aus einer SPD" 
C^, j amPfanalyse, in der es heißt: „Die 
dje   ' nicht die Sozialdemokratie, war 
8lje?

oderne Großstadtpartei. Ihre Mit- 
te,. .^r waren motivierter und mobilisier- 
te     ^PParat leistungsfähiger. Ihr Er- 
K|a 'nur>gsbild farbiger, professioneller." 
ver«,..S Landowsky, der sich in Zukunft 
\n ärkt um die politischen Inhalte der 

'arbeit kümmern wird, gab Entwick- 

lung und Richtung an: „Unter Peter Lo- 
renz hatte sich die Union zu einer moder- 
nen Großstadtpartei geöffnet, unter Ri- 
chard von Weizsäcker war es uns ge- 
glückt, letztlich mit Hilfe eines Plebiszit 
die Regierung in dieser Stadt zu überneh- 
men, und unter Eberhard Diepgen ist es 
uns erstmalig gelungen, eine bürgerliche 
Regierung unter Führung der Union mit 
einer Zustimmung von mehr als 55 Pro- 
zent in die Verantwortung zu rufen. Erfol- 
ge dieser Art werden nur auf Dauer ge- 
halten werden können, wenn auch die In- 
halte unserer Politik mit den Persönlich- 
keiten, die diese Politik vertreten, korre- 
spondieren. Die Inhalte aber, wie sich un- 
sere Gesellschaft entwickeln soll, zu be- 
stimmen, ist vornehmste Aufgabe einer 
Partei." 

Günter Straßmeir wies in seinem Ab- 
schluß-Bericht als Generalsekretär darauf 
hin, daß sich die Partei in der letzten Zeit 
verändert habe. Die Umgangsformen 
seien härter geworden, die zur Mehrheits- 
findung eingesetzten Mittel robuster und 
die Geborgenheit, Behaglichkeit und 
Nestwärme, die das Klima der Union in 
der ersten Nachkriegszeit ausgezeichnet 
hätten, seien zurückgegangen. In der Par- 
teiarbeit gehe es aber nicht nur um Mehr- 
heiten, sondern vor allem um Menschen 
mit gleichen Wertvorstellungen, die sich 
zusammengefunden hätten. „Der Wech- 
sel vieler Wähler von der SPD zu uns war 
diktiert vom Kopf, nicht vom Herzen. An 
uns liegt es jetzt, aus dem rational be- 
stimmten Wechselwähler einen überzeug- 
ten Anhänger zu machen, der sich bei uns 
heimisch fühlt." 

In das gleiche Horn stieß Eberhard Diep- 
gen mit der Feststellung, nicht die Sozial- 
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demokraten, sondern die Christlich De- 
mokratische Union sei heute die Partei 
der Arbeitnehmer in der Stadt. Und wei- 
ter: 
„Die Berliner spüren, daß das Ansehen 
der Stadt gestiegen ist. Auch die Zustim- 
mung zur Anwesenheit der alliierten 
Schutzmächte steigt wieder. Bei allen Ge- 
nerationen. Aber die Politik kann nicht 
nur Wohltaten verteilen, die Zeiten kön- 
nen auch härter und schwieriger werden. 
Vor allem: Wir dürfen nicht der Arroganz 
der Macht verfallen. Wir wollen anknüp- 
fen an das preußische Staatsverständnis 
im besten Sinne: zu dienen, nicht zu herr- 
schen. Ich habe keine Angst v.or der Op- 
position, vor dem politischen Gegner. 
Weit und breit gibt es keine attraktive Al- 
ternative zu unserer Politik. Aber ich ha- 
be Angst vor falschen Freunden und de- 
nen, die ihr Pöstchen ausnutzen und uns 
alle damit in Mißkredit bringen. Ich sage 
in aller Deutlichkeit: Wer nicht dient, 
sondern sich selbst bedient, der fliegt 
raus!" 

Durch die Reden der führenden Sprecher 
zog sich wie ein roter Faden das Bemü- 
hen, der Gefahr des Übermuts und der 
Arroganz der Macht zu entgehen und in 
ehrlicher Weise die Sorgen und Interes- 
sen der Bürger aufzunehmen und im Rah- 
men des Möglichen umzusetzen. Dazu 
Diepgen: „Wer Probleme vor sich her- 
schiebt, verhält sich wie jemand, der im- 
mer wieder verschiebt, zum Zahnarzt zu 
gehen. Die Schmerzen werden später um 
so größer. Also lieber rechtzeitig gehen, 
denn hinterher ist man froh, wenn man es 
geschafft hat." 
Zur Deutschlandpolitik sagte Diepgen, 
sie werde durch Geschwätzigkeit belastet. 
Unter Hinweis auf Äußerungen des saar- 
ländischen Ministerpräsidenten Lafontai- 
ne und des Berliner SPD-Landesvorsit- 
zenden Egert machte Diepgen deutlich: 
„Jeder muß sich darüber im klaren sein, 

was es bedeutet, im Widerspruch zum 
Grundgesetz die einheitliche deutsche 
Staatsbürgerschaft aufgeben zu wollen. 
Wir werden nicht zulassen, daß ein Pots- 
damer, der nach Hannover übersiedelt, 
zum Asylbewerber wird, und wir werden 
nicht zulassen, daß die Berliner zu Staa- 
tenlosen werden!" Nachdrücklich spraC"1 

sich Diepgen jedoch für Fortschritte im 
deutsch-deutschen Dialog aus. 

Illllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllll»111111 

Baden-Württemberg: 1986 an 
allen Tankstellen „bleifrei" 
Spätestens Ende 1986 werden die Auto- 
fahrer an allen Autobahntankstellen i" ^ 
Baden-Württemberg bleifreien Kraftst0 

tanken können. Ein entsprechendes Pr°'. 
gramm wurde zwischen dem Bundesm1 

ster für Verkehr, der Gesellschaft für N<j' 
benbetriebe der Bundesautobahnen uf» 
dem Land Baden-Württemberg verein' 
bart. Dies geht aus einer Antwort des 
nenministeriums auf eine Anfrage des 
CDU-Abgeordneten Roland Schröbelß 

hervor. 

Hüter der innerparteilichen 
Gerechtigkeit 
„Über innerparteiliche Gerechtigkeit i 
wachen, ist eine Aufgabe von großem P 
litischem Gewicht." Unter dieses Mot 
stellte Generalsekretär Heiner Geißler

f, 
die Feierstunde, mit der das Bundesp^ 
teigericht der CDU im Bonner K.oru"a ^, 
Adenauer-Haus seinen 25. Geburtstag 
ging. Geißler dankte im Namen des v 
deskanzlers und der gesamten CDL1- 
rung den Mitgliedern der Parteigeric1'' 
auf allen Ebenen der CDU. Ein beso*1 

res Wort des Dankes widmete er f. 
Dr. Heinrich Barth, der dem Bundesp £ 

teigericht seit seiner Gründung im Ja 

1960 angehört, und der seit 20 Jahren 
Vorsitzender des Parteigerichtes ist- 
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Überkommene Denk- und 
Handlungsmuster korrigieren 
u,er 43. Landesparteitag der CDU 
jlWalen-Lippe am 16. November 
,85 in Lüdenscheid stand unter dem 

s h •t0"Unsere Po,itik für menr Be" 
Jnäftigung". Eine Arbeitsgruppe un- 
*r Leitung von MdB Norbert Lam- 
e,*t hatte im Auftrag des Landesver- 

bandes dazu den Leitantrag formu- 

Öi ,e Kreisverbände hatten in Vorberei- 
n8 des Landesparteitages in öffentli- 

s ^n Anhörungen die arbeitsmarktpoliti- 
^ rien Thesen des Landesvorstandes mit 

^n betroffenen gesellschaftlichen Gru'p- 
s , rur*gen — unter anderem mit Gewerk- 
be
affen' ArDeitgeberverbänden und Ar- 
usämtern — diskutiert. 

^ dem Leitantrag spricht sich die CDU 
I^'a'en-Lippe für eine Korrektur über- 
aus \ener Denk" und Handlungsmuster 
4rb" N,Ur so könne langfristig die hohe 

eitsiosjgkgij beseitigt werden. Eine 
^Etliche Ursache der Krise wird in 
\ye

?u niedrigen volkswirtschaftlichen 
\ r^Schöpfung gesehen. Allerdings 
jn ^et die CDU Westfalen-Lippe nicht 
iw acnstums-IlIusionen. Sie warnt viel- 
fach davor' ein forciertes Wirtschafts- 
\Vjr.   tum erzeugen zu wollen. Staatliche 
Vf>^Scnaftspolitik müsse das Leistungs- 

ögen in Wirtschaft und Gesellschaft tyst 
eine

ematjsch fördern und auf diese Weise 
$ch.aptet'ge Weiterentwicklung der Wirt- 
£r  

rt ermöglichen. 
Arh ?2end seien Innovationen auf dem 
SchäftSrnar*ct zu ermöglichen ur,d be- 
iw   'gungswirksame Maßnahmen zu 
fr    n- 
'hre y z,a'partner werden aufgefordert, 

erantwortung für Wachstum und 

Beschäftigung wahrzunehmen. Arbeitge- 
ber und Gewerkschaften müßten sich in 
einer sozialen Allianz für Investitionen 
zusammenfinden. Die Löhne in der Bun- 
desrepublik seien nicht generell zu hoch, 
sondern zu wenig differenziert. Lohnver- 
einbarungen müßten den unterschiedli- 
chen Rentabilitätsbedingungen verschie- 
dener Branchen und Regionen stärker 
Rechnung tragen. 
Weiter stellt die CDU Westfalen-Lippe 
fest, daß nur die Bereitschaft und Fähig- 
keit zu Innovation und Qualifikation dem 
einzelnen neue Beschäftigungschancen 
eröffne. 
Da Arbeit sich immer weniger auf Er- 
werbsarbeit reduzieren lasse, fordert der 
Landesverband ein neues Verständnis 
von Arbeit. Ein zunehmender Teil der 
Wertschöpfung unserer Volkswirtschaft 
entstehe durch eine Vielzahl unterschied- 
licher Tätigkeiten, die zwischen bloßem 
Hobby und Erwerbsarbeit liegen. Diese 
Alternativen zu herkömmlichen Formen 
der Erwerbsarbeit müßten gesellschaft- 
lich anerkannt und im Steuer- und Sozial- 
versicherungsrecht berücksichtigt wer- 
den. Dies sei insbesondere deshalb unver- 
zichtbar, weil die traditionelle Verknüp- 
fung der Organisation der Arbeitsmärkte 
mit der Organisation und Finanzierung 
der sozialen Sicherungssysteme an die 
Grenze ihrer Tragfähigkeit gekommen 
sei. Aufgrund dieser Entwicklungen müs- 
se überprüft werden, ob die Finanzierung 
der Soziaiversicherungssysteme von den 
Arbeitsverhältnissen abzukoppeln sei. In 
diesem Zusammenhang hält die CDU 
Westfalen-Lippe eine vollständige Ent- 
kopplung weder für möglich noch für 
wünschenswert. Sie ist aber bereit, die mit 
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den gegenwärtigen Regelungen verbun- 
denen, offensichtlichen Probleme poli- 
tisch aufzuarbeiten und an neuen Lösun- 
gen mitzuarbeiten, die mittel- und langfri- 
stig tragfähig sind. 

Biedenkopf: ein Beitrag 
zur nächsten Legislaturperiode 

Der Landesvorsitzende, Kurt H. Bieden- 
kopf, machte in seiner Rede auf die Be- 
deutung des Themas aufmerksam. Er sag- 
te: „Der Beitrag, den wir mit diesem Par- 
teitag leisten, ist ein Beitrag zur Vorberei- 
tung der nächsten Legislaturperiode. Wir 
wollen das, was wir hier beraten, einbrin- 
gen in das Programm für den'nächsten 
Bundestagswahlkampf. Wir wollen es 
einbringen als Beschreibung dessen, was 
wir unter unserem Mandat für die näch- 
ste Legislaturperiode verstehen; was wir 
gern tun würden und wozu wir die Mehr- 
heit der Menschen brauchen. Meine 
Freunde, an einem möchte ich hier keine 
Zweifel lassen: Es ist meine tiefste Über- 
zeugung, daß die nächste Legislaturperio- 
de eine schöpferische werden muß, die 
sich in ihrer Produktivität vergleichen 
können muß mit der Legislaturperiode 
1953-57. In der Zeit von 1953 bis 1957 - 
und ich glaube, in den Jahr, wo wir unser 
40jähriges Bestehen feiern, ist es ange- 
bracht daraufhinzuweisen — hat die 
Christlich Demokratische Union unter 
der Führung von Konrad Adenauer alle 
wesentlichen innen- und außenpoliti- 
schen Grundsatzentscheidungen getrof- 
fen, die bis heute die Bundesrepublik 
Deutschland prägen und bestimmen. Die 
gesamte soziale Ordnung, die gesetzliche 
Verwirklichung der Marktwirtschaft, die 
Europäische Gemeinschaft, die Aufnah- 
me diplomatischer Beziehungen mit der 
Sowjetunion, die Schaffung der NATO 
und der Bundeswehr, die Wiedererlan- 
gung der Souveränität, die Grundsteinle- 
gungen der Bundesrepublik: all das hat 

damals stattgefunden. Es war eine LegiS' 
laturperiode, wie sie in ihrem Reichtum 
und in der Fülle der Erneuerungen nicht 
jederzeit stattfinden kann. 

Aber wir haben mit dieser Politik nicht 
nur unser Land und seine Menschen 
nach vorn gebracht, sondern wir haben 
unsere eigene Wirklichkeit tiefgreifend 
verändert. Was uns jetzt aufgegeben ist. 
ist die politische Gestaltung dieser neue11 

Wirklichkeit. Wir müssen uns darüber l"1 

klaren sein, daß diese Wirklichkeit von 
heute nur noch sehr wenig Ähnlichkeit 
mit der von vor 30 Jahren hat. Und daß 
deshalb auch die Institutionen, die Ein' 
richtungen, die wir damals geschaffen H 
ben, auf den Prüfstand der Erneuerung 
müssen. Für diese Erneuerung hat die " 
gierung Helmut Kohl in dieser Legist 
periode hervorragende Voraussetzung6 

geschaffen." 

Erneuerungen nur mit 
optimistischen Menschen 

Biedenkopf führte weiter aus, daß die P 
litische Gestaltung aber nur dann ge',n 

gen könne, wenn die Bevölkerung her 
sei mitzumachen. Er stellte fest, daß eS 

der Regierung Helmut Kohl zum erste 
Mal wieder gelungen sei, die Bevölke* 
rung positiv zu motivieren. Dies sei ei 
großartige Führungsleistung. Zum M1 ^ 
machen könne man Menschen nur da ^ 
bewegen, wenn sie optimistisch seien    ,, 
Vertrauen in die Zukunft hätten. &xQS 

te gerade dann, wenn Erneuerungen g 
fordert seien. 

Biedenkopf ist davon überzeugt, daß 
für diese zentrale Aufgabe keine A'te-e 

tive zur CDU und ihrer Politik gibt- y 
Auseinandersetzung mit der SPD mu 

jetz intensiv über die Art und Weise g 
führt werden, wie diese Chance der £• 
neuerung genutzt wird. 
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wFür Deutschland 
WIR IN DER OHM 

Materialien zur Mitgliederwerbung 
.n den letzten 15 Jahren haben wir 

a
le2ahl unserer Mitglieder von 300000 
^J'mehr als 700 000 steigern können. 

r dürfen uns nun aber nicht auf unse- 
Lorbeeren ausruhen, denn wir wollen 

Cn weiterhin eine Partei sein, die sich 
ndig erneuert. Darum sind jetzt alle 

r'
l8üeder und CDU-Verbände aufge- 

a, 
en> in unserer neuen Mitgliederwerbe- 

^.tlon mitzumachen. 
a, ^e Umfrage zur Mitgliederwerbe- 
(j l0r>, die bereits in mehreren Ausgaben 
^ s »deutschen Monatsblatts" abge- 
hah*1 War' nat scnon großen Erfolg ge- 
er, l; Viele Mitglieder haben sich bereit 
CL 

art, im Rahmen von Einzelgesprä- 
l\\nd °

der als »CDU-Beauftragte für Mit- 
IPK     

WerDunS" an dieser Aktion teilzu- 

^eue Mitgliederwerbeaktion 
Unt

Se Mitgliederwerbeaktion kann auf 
f(iji

erschiedliehe Art und Weise durchge- 
gut

n Werden: Am erfolgreichsten ist die 
be ^""bereitete „Gezielte Mitgliederwer- 
den   .Pn" ejnes CDU-Verbandes, die auf 
^ nächsten Seiten kurz vorgestellt wird. 
dUr

erauch jedes einzelne Mitglied kann 
Mit |-das PersonMcne Gespräch neue 
2U 

8leder gewinnen. 
hilf   nterstützung bieten wir eine Reihe 

e,cher Materialien an: 

Leitfaden 

Mrtaliederwerbung 
[leicht gemauiT 

// Für Deutschland 
WIRINDERCDU 

Dieser Leitfaden beschreibt drei erfolg- 
reiche Modelle, wie man Mitglieder wer- 
ben kann. Er ist ein unentbehrlicher 
Begleiter für jedes an Mitgliederwerbung 
interessierte Mitglied. 
Mindestabnahme: 10 Stück 
Preis pro Mindestabnahme: 6,75 DM 
Bestell-Nr.: 6704 
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Mitgliederwerbeprospekt 

Zehn Fragen, 

dieSiesich 

beantworten 

sollten: 

Dieser Pro- 
spekt eignet 
sich hervorra- 
gend zur ge- 
zielten Wei- 
tergabe an in- 
teressierte 
Mitbürger. 
Die Fragen 
zeigen An- 
hängern der 
Union, daß 
sie Mitglieder 
der CDU 
werden soll- 
ten. 
•Mindest- 
abnahme: 
100 Stück 
Preis 
pro Mindest- 
abnahme: 
20,- DM 
Bestell-Nr.: 
6684 

Faltprospekt 
Die Tips in 
diesem Leit- 
faden ma- 
chen es 
CDU-Mit- 
gliedern 
leicht, erfolg- 
reiche Mit- 
gliederwerbe- 
gespräche im 
persönlichen 
Freundes- 
und Bekann- 
tenkreis zu 
führen. 

Mindest- 
abnahme: 
50 Stück 
Preis 
pro Mindest- 
abnahme: 
I3,- DM 
Bestell-Nr.: 
6685 

SowerbenSie 

Mitglieder^ 

djeCDU. 

Hinweise, Tips und Argumente 

für Ihr erfolgreiches Gespräch. 

Beitrittserklärung 

Beitrittserklärung 

Machen Sie die Politik zu Ihrer eigenen Sache. Das 
können Sie am erfolgreichsten in der Partei, die die stärkste 
politische Kraft in Deutschland ist: bei uns in der CDU. 

Tragen Sie mit Ihren Gedanken und Ideen dazu bei, die 
politische Zukunft unseres Landes zu gestalten und lassen 
Sie sich anstecken von der Idee einer großen Volkspartei. 

Mit Ihnen zusammen sind es über 700.000 Mitglieder überall 
in der Bundesrepublik Deutschland, die die politische 
Entscheidung für die nächsten Jahre und Jahrzehnte mitbe- 
stimmen. 

Machen Sie auch mit, kommen Sie zur CDU. 

I Für Deutschland 
WIR IN DER CDU 

Die Beitrittserklärung gibt es in zwei 
Fassungen: mit Beitragsstaffel und oW 
Beitragsstaffel für diejenigen Landes^ 
bände, die individuelle Beitragsregelu11 

gen haben. 
Mindestabnahme: 150 Stück ( 

Preis pro Mindestabnahme: kostenlos- 
Bestell-Nr.: (mit Beitragsst.) 6718 
Bestell-Nr.: (ohne Beitragsst.) 6717 

Bestellungen an: 

IS-Versandzentrum 
Postfach 13 28 
4804 Versmold 
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J,£oücbTil 
ICDO COO : -i 

vKU/rfifir 

'.::': -••--:- i -i :• 

Willkommen- 
Schecks 
CDU Mitglieder-Dienst 

Willkommens- 
scheckheft 
Das Heft enthält eine Reihe 
von Schecks, mit denen neue 
Mitglieder bei den Kreisver- 
bänden spezielle Service- 
leistungen anfordern kön- 
nen, um so einen Gesamt- 
überblick über die CDU zu 
erhalten. 

Mindestabnahme: 25 Stück 
Preis pro Mindest- 
abnahme: 9,25 DM 
Bestell-Nr.: 0316 

ijte „Gezielte Mitgliederwerbeaktion" 
Akr e Von ^en Kreisverbänden organisierte 
l^r !°n läuft in zwei Phasen ab: Die von den 
1^'syerbänden benannten „Aktionsleiter" 
-Chi n'eren die Arbeit vor Ort und die 
%n iT ^eauftragten für die Mitgliederwer- 
Be ^   führen sie durch. Aktionsleiter und 
de- u'tragte werden für ihre Aufgabe beson- 

crs geschult. 
ser Schulungsangebot 

ti0   *-a.ndesverbandsebene können die Ak- 
tie,. | _e'ter geschult werden. Sie müssen in 
twinge sein, eine „Gezielte Mitgliederwer- 
deni'°

n" verantwortlich zu leiten. Nach- 
tiane 7

r ^DU-Bundesgeschäftsstelle die ge- 
kann. .anl der zukünftigen Aktionsleiter be- 
den *lst, werden die Termine von uns mit 
Stirn      is~ und Landesverbänden abge- 

^Uch A- 
Mit«.,:

d,e örtlichen „CDU-Beauftragten für 
der^'ec,erwerbung" müssen auf ihre beson- 
^ | u*gabe vorbereitet werden. Diese 
statt v8 f!ndet auf Kreisverbandsebene 
Sin     wird entweder von den Aktionslei- 
(ei|j   Urchgeführt oder — gegen Kostenbe- 
^rejg   "g des Kreisverbandes — von einem 
Ha?, Mitarbeiter der CDU-Bundesge- 

4ftsstelle. 

^r
hu|üngsfilm 

ste||e'.e Schulung hat die Bundesgeschäfts- 
außerdem einen Videofilm produziert. 

der in Fallbeispielen praxisnah zeigt, wie 
durch persönliche Gespräche erfolgreich 
Mitglieder für die CDU gewonnen werden 
können. Alle Verbände, die eine Schulung 
durchführen, können diesen Film — in den 
Systemen VHS, Beta und Video 2000 — be- 
stellen bei: 

CDU-Bundesgeschäftsstelle, 
Abteilung Öffentlichkeitsarbeit, 
Konrad-Adenauer-Haus, 5300 Bonn 1 

Machen Sie mit! 
Wenn Sie an unserer Mitgliederwerbeaktion 
teilnehmen wollen, können Sie sich mit die- 
sem Coupon anmelden: 
(Wir leiten Ihren Namen dann an Ihren 
Kreisverband weiter) 

Ich mache mit: 
O Als CDU-Beauftragter für Mitgliederwer- 
bung möchte ich mich besonders 
engagieren. Schicken Sie mir bitte umge- 
hend das „Aktionspaket für CDU-Beauf- 
tragte". 

Name, Vorname 

Straße  
Ort  

Tel.: 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 24 49 
5300 BONN 1 

Diesen Weihnachtsgruß der CDU gibt es als Postkarte und Wandzeitung. 
Die Postkarte können Sie bestellen beim 
IS-Versandzentrum, Postfach 1328, 4804 Versmold 

Mindest- 
abnähme'- 
50 Stück 
Preis 
proMindw' 
abnähme'' 
10,- DM> 
Bestell- 
nummer: 
9722 

37/85 
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